
870 30 J A N V I E R  1945

Vertragliche Verpflichtungen binden stets beide Vertragspartner, und sie kön­
nen daher nicht einseitig aufgelöst werden. Wie sollte die Schweiz die bisherige 
Haltung beibehalten können, wenn Deutschland zu Repressalien schritte? Der 
Bundesrat hat es bis anhin abgelehnt, sich in seinen neutralitätspolitischen 
Massnahmen von opportunistischen Erwägungen leiten zu lassen, und er wird 
in der Behandlung des Transitproblems auch jetzt nicht von dieser grundsätz­
lichen Einstellung abweichen.
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Compte-rendu de la première rencontre 
avec une délégation financière française1

C opie
P V  Bern, 30. Januar 1945

Herr Direktor Dr. Hotz begrüsst die französische Delegation und ersucht 
Herrn Bloch, die französischen Wünsche darzulegen.

Herr Bloch weist darauf hin, dass die französisch-schweizerischen Handels­
beziehungen aus der Enge der letzten Jahre befreit werden müssen und dass 
dies nur durch Gewährung eines schweizerischen Kredites an Frankreich mög­
lich sei. Ein solcher Kredit habe die Bedeutung einer Brücke, in dem Sinne, dass 
die Schweiz heute Frankreich Waren liefere, die Frankreich nach seinem Wie­
deraufbau ebenfalls in Waren oder eventuell, wenn die Umstände dies erlaub­
ten, in Gold zurückbezahlen werde. Nebenbei bemerkt, habe sich Frankreich 
auch bereit erklärt, den Saldo des gekündigten Clearings in Gold abzutragen, 
aber dies sei nicht die Frage, die heute zur Diskussion stehe. Frankreich benö­
tige enorme Kredite, die es zum grössten Teil von seinen angelsächsischen 
Freunden erhalten werde. Frankreich sei sich bewusst, dass die Hilfe der 
Schweiz infolge ihrer beschränkten Möglichkeiten nicht enorm, aber doch rela­
tiv bedeutend sein könne. Frankreich denke dabei an ein Finanzabkommen 
zwischen den beiden Staaten oder Notenbanken. Nach Vereinbarung eines sol­
chen Abkommens würde Frankreich eine staatliche Einkaufskommission nach 
der Schweiz senden, die im Einvernehmen mit den schweizerischen Behörden 
zulasten des Kredites Einkäufe tätigen werde. Ein schweizerischer Kredit würde 
Frankreich überdies gestatten, den Zinsendienst auf dem Finanzsektor wieder 
aufzunehmen. Zudem würde die Gewährung eines solchen Kredites eine entge­
genkommende Lösung in der Transitfrage erleichtern.

Herr Direktor Dr. Hotz sichert wohlwollende Prüfung des Begehrens zu. 
Auch die Schweiz wünsche den beidseitigen Güteraustausch zu verstärken. Er

1. Participent à cette séance: du côté français, J. Vergé, M . Vaidie et J. Bloch-Lainé, Délégué 
du M inistre français des Finances; du cô té suisse, J. H otz, P. Rossy et R. Kohli. Ce com pte­
rendu est rédigé p a r E. Stopper, de la Division du Com merce du DEP.
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zweifelt nicht daran, dass eine Verständigung möglich sei, weist aber darauf 
hin, dass unsere Kredit- und Liefermöglichkeiten eng mit der Wiedereröffnung 
des Transites durch Frankreich und der Rohstoffversorgung Zusammenhänge. 
Es sei nicht nur erforderlich, die Eisenbahnverbindungen mit der Iberischen 
Halbinsel wieder herzustellen, sondern Frankreich sollte uns einen Meerhafen 
nahe der Schweiz einräumen. Die Transit- und Kreditfrage sei durch die Natur 
der Dinge eng miteinander verknüpft. Im übrigen begrüsse er es, dass der Clea­
ringverkehr zwischen den beiden Ländern über Bord geworfen sei. Herr Direk­
tor Hotz weist auch daraufhin, dass die Form, in der der Kredit gewährt werde, 
für uns eine grosse Rolle spiele. Herr Generaldirektor Rossy werde die franzö­
sische Delegation des Nähern darüber orientieren.

Herr Generaldirektor Rossy gibt einen kurzen Überblick über die gegensei­
tigen französisch-schweizerischen Finanzbeziehungen, die für beide Länder 
erfreulich und fruktifizierend waren. Auch er weist darauf hin, dass die Kredit­
gewährungsmöglichkeiten der Schweiz eng mit den Importmöglichkeiten Z u ­

sammenhängen. Die französische Delegation spreche davon, dass eine Brücke 
zwischen den heutigen schweizerischen Lieferungen und den spätem französi­
schen Gegenlieferungen zu schlagen sei. Für uns sei es aber vor allem wichtig, 
zu wissen, wann und wie geliefert werde. Wir sollten vor allem auch wissen, 
welche Laufzeit der Kredit haben soll. Wenn er richtig verstanden habe, wolle 
Frankreich einen Kredit, der von der Eidgenossenschaft oder der Nationalbank 
gewährt werde. Herr Rossy weist darauf hin, dass wir reicher erscheinen als wir 
sind. Der Staat habe gegenwärtig Schwierigkeiten, seine Anleihen zu plazieren. 
Deshalb sollte man, wenn immer möglich, nicht die Eidgenossenschaft als 
Gläubigerin figurieren lassen, sondern der Kredit sollte von einem schweize­
rischen Bankenkonsortium, das vom Staat z.B. eine 80%ige Rückzahlungs­
garantie erhalten könnte, gewährt werden. Je nach der Länge des Kredites 
würde die Schweizerische Nationalbank die entsprechenden Guthaben der 
Banken als lombard- oder diskontfähig erklären. Dies würde die Kredit Willig­
keit der Banken erhöhen und den Zinssatz verringern. Diese private Form wäre 
auch deshalb erwünscht, weil sie die Stellung der Schweiz in Bezug auf allfällige 
spätere Kreditbegehren von weniger kreditfähigen Staaten, die aber die Protek­
tion einer Grossmacht besitzen, nicht präjudizieren würde. Wir seien aber 
trotzdem bereit, den französischen Vorschlag wohlwollend zu prüfen. Man 
würde übrigens der französischen Delegation die Verhandlungen dadurch 
erleichtern, dass die Hauptpunkte zwischen den Behörden besprochen und erst 
nach deren Bereinigung die Banken zur Diskussion beigezogen würden.

Herr Legationsrat Kohli begrüsst als Vertreter des Eidgenössischen Poli­
tischen Departementes die Inaussichtstellung der Wiederaufnahme des Zin­
sendienstes, weist aber darauf hin, dass die Frage der Regelung des Transit­
verkehrs, die Abklärung der französischen Gegenlieferungen sowie eine Ver­
einbarung über die Verteilung des Kredites auf die einzelnen schweizerischen 
Industriezweige bedeutend wichtiger seien. Wir sollten wissen, was uns Frank­
reich als Gegenleistung gibt. Wir müssen mit der französischen Delegation 
einen Verteilungsplan für die Kreditverwendung aufstellen.

Herr Direktor Dr. Hotz weist darauf hin, dass bereits Herr Bundespräsident 
Stampfli Herrn Vergé gegenüber diese Forderung gestellt hat. Unsere grösste
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Sorge ist die Wiedereröffnung des Transites durch Frankreich und die Versor­
gung der Schweiz mit Industrierohstoffen.

Herr Bloch erklärt, dass Frankreich auf eine Erweiterung des Verhandlungs­
programmes nicht vorbereitet sei. Frankreich anerkenne zwar die Richtigkeit 
unserer Argumente, doch sei es immer noch im Krieg. Es fehle die Übersicht 
über das, was uns geliefert werden könne. Zudem verlangen die alliierten 
Armeen eine vordringliche Befriedigung ihres Bedarfes an Transporten und 
Waren, insbesondere Kohle. Diese Fragen fallen deshalb weitgehend in den 
interalliierten Kompetenzbereich. Die französischen Lieferungen nach der 
Schweiz und die Entwicklung des Transportverkehrs hängen deshalb von der 
weitern Entwicklung des Krieges ab. Frankreich könne erst wieder richtig 
disponieren, wenn der Krieg vorbei sei. Die Frage des Kredites sei deshalb von 
der Frage der Lieferungen und Transporte zu trennen. Übrigens werde Frank­
reich eine staatliche Commission d ’achat nach der Schweiz senden, mit der die 
Frage der gegenseitigen Lieferungen zu besprechen sei. Den französischen Kre­
ditplan könne er noch wie folgt präzisieren: Die Schweizerische Nationalbank 
sollte der Banque de France bis zu einem bestimmten Betrag francs français 
gegen Schweizerfranken abkaufen. Sollte der francs français-Betrag eine gewisse 
zu vereinbarende Limite überschreiten, würde die Banque de France die entspre­
chende Summe in Gold abdecken. Die Banque de France wäre bereit, gegenüber 
der Schweizerischen Nationalbank Gegenrecht zu halten. Herr Bloch möchte 
ferner richtigstellen, dass, wenn er erwähnte habe, der Transit könnte durch 
eine Kreditgewährung erleichtert werden, dies keine Drohung darstelle, son­
dern der Realität entspreche, da eine solche Hilfe der Schweiz den Wiederauf­
bau von Frankreich beschleunige und eine günstige Atmosphäre schaffe. Übri­
gens habe die Schweiz Deutschland und Italien weit grössere Kredite gewährt 
als sie Frankreich verlange.

Die Herren Hotz, Rossy und Kohli wiesen darauf hin, dass jene Kredite 
Warenlieferungen von Deutschland und Italien zur Folge gehabt hätten. Übri­
gens habe seit Bestehen des Clearings Deutschland der Schweiz mehr Ware 
geliefert als umgekehrt.

Herr Generaldirektor Rossy weist darauf hin, dass, wenn der Kredit von 
Notenbank zu Notenbank gegeben werde, ein Instrument gefunden werden 
müsste, das der Notenbank gestattet, die vom ihr durch diesen Kredit in 
Umlauf gesetzten Zahlungsmittel wieder zu resorbieren (z.B. Abgabe von 
französischen Schatzscheinen oder Schatzwechseln, die die Schweizerische 
Nationalbank den schweizerischen Banken verkaufen könnte).

Herr Bloch erklärt die Realisierung dieser Idee nicht als unmöglich und 
nimmt sie zum Studium entgegen.

Herr Generaldirektor Rossy betont nochmals, dass die Vereinbarung der 
richtigen Form ein Problem ersten Ranges darstelle und die französische Dele­
gation sollte den schweizerischen Vorschlag eines «privaten» Bankenkredites 
nochmals eingehend prüfen, währenddem wir mit den französischen Vorschlä­
gen gleich verfahren würden. Im übrigen sei es für uns wichtig, die Laufzeit des 
Kredites zu kennen.

Herr Bloch erklärt, dass die Laufzeit von der Schweiz vorgeschlagen werden 
könne.
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Herr Legationsrat Kohli weist nochmals darauf hin, dass die Frage der Kre­
ditgewährung mit der Frage des Transits, der Einräumung eines Hafens, der 
Lieferung von Rohstoffen durch die Franzosen und der Verwendung des Kre­
dites Zusammenhänge.

Herr Bloch wiederholt, dass der Transitverkehr und die französische Liefer­
fähigkeit weitgehend ein interalliiertes Problem darstellen. Über die gegensei­
tigen Lieferungen und das Kreditverwendungsprogramm könne aber mit der 
staatlichen Commission d ’achat verhandelt werden.

Herr Direktor Dr. Hotz stellt den Franzosen eine Sitzung für Mitte nächster 
Woche in Aussicht.
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Le Délégué du Conseil fédéral aux Accords commerciaux, H. Ebrard, 
au Chef du Département de l ’Economie publique, W. Stampfli, 

au Chef du Département politique, M. Petitpierre, 
au Directeur de la Division du Commerce du Département de 

l ’Economie publique, J. Hotz, au Chef de la Division des 
Affaires étrangères du Département politique, W. Stucki

L Bern, 31. Januar 1945

B E Z I E H U N G E N  ZUR S O W J E T U N I O N

/. Seit dem 19. August 1944, an welchem Tage gemäss Beschluss des Bun­
desrates vom 16. August 19441 der Unterzeichnete Delegierte ein Telegramm 
an den sowjetrussischen Kommissar für den Aussenhandel und Chef der russi­
schen Delegation, Mikojan, zum Zwecke der Einführung einer inoffiziellen 
Industriellen-Mission bei der Sowjetregierung abzusenden hatte, müssen die 
bis dahin mit der Union aufrecht erhaltenen Wirtschaftsbeziehungen als unter­
brochen oder abgebrochen betrachtet werden: Eine Antwort auf dieses Tele­
gramm ist, wie der Unterzeichnete in einem Sonderbericht an die Herren Vor­
steher des Volkswirtschaftsdepartements und des Politischen Departements 
vom 21. Juli 19442 es als durchaus möglich bezeichnet hat, nie eingetroffen. 
(Ich verweise auf meine Ausführungen auf Seite 3 des Berichts vom 21. Juli 
1944, wo ich mich -  im Gegensatz zum Vorort des Schweizerischen Handels­
und Industrie-Vereins -  ausdrücklich dagegen ausgesprochen habe, dass eine 
derartige inoffizielle Mission durch einen Vertreter des Bundes eingeführt 
werde, weil dann eine eventuell ablehnende oder nicht eintreffende Antwort die 
schweizerische Regierung treffe und in ihren Entschliessungen präjudizieren 
müsse.)

1. Cf. ci-dessus N° 198.
2. Cf. E 7800/1/33 eî E 2001 (E) 2/657.
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